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GRINDELWALD Der prominenteste «Kämpfer» gegen das
V-Projekt steckt privat in einerMisere. Er fühlt sich vom Sozi-
aldienst benachteiligt und hat deshalb Beschwerde eingereicht.

Peter Roth hat gegen den So-
zialdienst Region Jungfrau Be-
schwerde eingereicht. Das bestä-
tigte gestern Regierungsstatthal-
ter Martin Künzi. Er konnte
aber aufgrund des hängigen Ver-
fahrens keine Auskunft zum In-
halt der Beschwerde geben.
PeterRothdagegensprichtKlar-

text,wasseine jetzigeSituationan-
belangt: «Ich lebe derzeit bei mei-
ner Mutter auf dem Bödeli und
muss auf dem Sofa schlafen, das
kann es doch nicht sein.» Seine
Wohnung in Grindelwald wurde
ihm per Ende Februar gekündigt,
gleichzeitig habe man ihm die So-
zialhilfegelder um 15 Prozent ge-
kürzt, obwohl er stets seineBemü-
hungen für eine Arbeitsstelle
nachweisen konnte. Zum Sozial-
dienst will er nichtmehr, «weil die
Leute dort gegen die Schwächsten
derGesellschaft arbeiten».
In seiner Beschwerde schreibt

Roth von einem «einschneiden-
den Eingriff in das soziale Exis-
tenzminimum». Und verweist
darauf, dass besagte Kürzung ei-
ne Sanktion für eine bestehende
oder inderVergangenheit liegen-
de Pflichtverletzung darstelle.
«Eine Kürzung hat zwingend in
Form einer anfechtbaren Verfü-
gung zu ergehen. Sie darf nicht
einfach formlos direkt in ein
Budget integriert werden, son-
dern sie muss in einer separaten,
klar als Verfügung gekennzeich-

neten Schrift mit Rechtsmittel-
belehrung erfolgen.»
Dennoch hat er die Verfügung

zur Kürzung der Sozialhilfe im
Dezember unterschrieben.
Roth: «Ich habe mich an diesem
GesprächunterDruck gesetzt ge-
fühlt und habe in diesem Augen-
blick keine Möglichkeit gesehen,
die Unterschrift zu verweigern.»
Aus einem Schreiben des So-

zialamtes geht hervor, dass Roth
2013vonseinerTanteeinengrös-
seren Geldbetrag erhalten habe.
Diesen Umstand begründet Roth
so: «VonderZuwendunghabe ich
Schulden zurückgezahlt. Dies in
der Absicht, die Schuldenspirale
zu verringern und der Fürsorge-
abhängigkeit zu entkommen.»
Kurt Berger, Leiter der Sozial-

dienste Jungfrau, erklärte gestern
aufAnfrage:«Daessichumeinlau-
fendesVerfahrenhandelt, verzich-
tenwir auf eine Stellungnahme.»

Waren Fehler passiert?
Roth vermutet «Behördenwill-
kür» und hat sich an die Berner
Rechtsberatungsstelle für Men-
schen inNot gewandt. Aus einem
Mailverkehr zwischen Roth und
einem Juristen* der Rechtsbera-
tungsstelle ist zu entnehmen,
dass es offensichtlich gewisse
Ungereimtheiten zwischen
Amtsstelle und Sozialhilfeemp-
fänger gegeben hat.Weiter heisst
es in einemdieser Zeitung vorlie-

genden Mailverkehr zwischen
einem Mitarbeiter* der Sozial-
dienste Jungfrau und Peter Roth:
«Aufgrund ihrer mangelnden
Mitwirkungspflicht bezüglich ih-
rerEinnahmenund ihresAufent-
haltsorts werden weitere Zah-
lungen erst nach einemGespräch
mit Ihnen veranlasst.» Doch ge-
mäss Gesetz sei eine solche Ver-
knüpfung rechtswidrig. Roth ver-
weist auf die Richtlinien der
Schweizerischen Konferenz für
Sozialhilfe: «Wenn eine unter-
stützte Person den Mietzins
nicht mehr bezahlen kann und
die Kündigung erhält, ist das
Gemeinwesen verpflichtet, eine
Notunterkunft zur Verfügung zu
stellen.» Die Gemeinde Grindel-
wald hatte dem Vernehmen nach
versucht, ein neues Domizil für
Roth zu finden. Mit geschätzten
40 Quadratmetern Fläche. «Die-
ses war jedoch nicht fertig gestri-
chen, die Dämpfe hätten meiner
Gesundheit geschadet», hält
Roth fest. Anstelle einer Alterna-
tivehabe ihmderSozialdienstdie
Notschlafstelle in Thun empfoh-
len. Der Gemeindepräsident
Grindelwalds, Emanuel Schläppi,
wollte sich ebenfalls aufgrund
des laufenden Verfahrens nicht
zum Fall Peter Roth äussern.

Ein Enfant terrible?
Roth ist in der Gemeinde Grin-
delwald kein Unbekannter: Im-
mer wieder wehrt er sich laut
eigenen Angaben gegen «Behör-
denwillkür und Günstlingswirt-
schaft». Fürdie einen imTal ist er

Obdachlos: Peter Rothwehrt
sich gegen Sozialhilfekürzungen

einfach einEnfant terrible, ande-
re wiederum sehen in ihm einen
Winkelried, der sich einer Über-
macht von Politikern und Beam-
ten stellt und schon vor Bundes-
gericht gesiegt hat.
Jüngst machte Roth Schlagzei-

len, als er Strafanzeige und Straf-
antrag bei der Staatsanwaltschaft
Oberland einreichte. Zum einen
gegen den CEO der Jungfraubah-
nen Urs Kessler und den Anwalt
der Gemeinde Grindelwald, An-
dreas Hubacher. Einen Tag da-
nach doppelte er mit einer Ver-
waltungsgerichtsbeschwerde ge-
geneinenEntschlussderGemein-
deversammlung vom Oktober
nach, die das V-Projekt bejahte.
Peter Roth, ein arbeitsscheuer

Querulant? «Schon bei der Erb-
teilereipassiertenseitensderGe-
meinde Fehler, ich wurde sprich-
wörtlich von den reichen Tanten
in die Sozialhilfe getrieben.» Die
Rede ist von unnötigen Aus-
zonungen, Parzellen, die wirt-
schaftlich nicht genutzt würden,
und einem leer stehenden Bau-
ernhaus inGrindelwald. Roth gibt
zwar zu, von der übrigen Familie
Geldzuwendungen erhalten zu
haben, diese seien jedoch in Aus-
bildungen und Schuldabzahlun-
gen geflossen. «Mir schwebt ein
International Bed and Breakfast
im Rahmen des V-Projekts vor,
aber dafür brauche ich ein Kapi-
tal, zudem müssen jetzt endlich
Fehler aus der Vergangenheit be-
reinigt werden.» Fritz Lehmann

* Namen der Redaktion bekannt

SAANEN Seit Dezember 2014 arbeitet der Verwaltungsrat an
einem neuen Rettungskonzept für die maroden Gstaader Berg-
bahnen. Gestern präsentierte er eine Zwischenbilanz. Unum-
gänglich sind demnach Investitionen von 50Millionen Franken.

Ein halbes Jahr Zeit hat sich
Emanuel Raaflaub im Dezember
des letzten Jahres gegeben, um
am jüngsten Rettungsversuch
der finanziell am Abgrund ste-
henden Gstaader Bergbahnen zu
arbeiten. Nach 115 Tagen als
neuer Verwaltungsratspräsident
zog der SaanerGemeinderat aber
bereits gestern eine erste Zwi-
schenbilanz. In dem verschick-
ten Schreiben geizt Raaflaub
jedoch mit konkreten Zahlen.
Nichtsdestotrotz erinnert das in
den Grundzügen vorgestellte
Sanierungs- und Restrukturie-
rungskonzept für die Bergbah-
nen Destination Gstaad (BDG)
AG an die im vergangenen Okto-
ber vom Saaner Stimmvolk zu-
rückgewiesene Eignerstrategie
(wir berichteten). Die Probleme
blieben in der Zwischenzeit denn
auch die gleichen: Die Gesell-
schaft muss zu viele Bahnen und
Berghäuser betreiben, die nicht
rentieren, zudem sind viele der
Bahnen veraltet. Hinzu kommen
dieunzähligenVerträge,wieetwa
jene mit den rund 400 Land-
eigentümern, die auch noch fast
doppelt so viel Geld erhalten wie
im Schweizer Durchschnitt.
Klar ist mittlerweile, welche

Investitionsprojekte für den im
November neu gewählten Ver-
waltungsrat oberste Priorität
haben: die Erneuerung der Saa-
nerslochgratbahn sowie die Be-
schneiungen Eggli–Chalberhöni
und Chaltebrunne–St.Stephan.
Diese Projekte seien aber nur
drei von vielen, die derzeit im
Rahmen des Anlagekonzeptes
«diskutiert und gelöst werden
müssen», schreibt Raaflaub. Für

die drei «Muss-Investitionen»
rechnet der VR-Präsident mit
Kosten in Höhe von rund 50Mil-
lionen Franken, wie er auf Nach-
frage sagt. Raaflaub geht aber
nicht davon aus, dass die in die
Jahre gekommene Saanersloch-
bahn vor dem Winter 2016/2017
ersetzt wird. Die Konzession der
heutigen Bahn läuft jedoch be-
reits Ende 2016 aus. «Wenn wir
ein konkretes Projekt vorweisen

können, sollte eine Verlängerung
der Konzession möglich sein», so
Raaflaub. Alle übrigen anstehen-
den Investitionen «bedürfen einer
vertieften Diskussion mit den An-
spruchsgruppen».

Kritik aufgenommen
Bereits wurden auch einige Kri-
tikpunkte aus der Bevölkerung
aufgenommen, die im letzten
Jahr zur Rückweisung der Eig-
nerstrategie beigetragen haben:
So werde das Rellerli vertrags-
konformbis2018sowohl imWin-
ter als auch im Sommer weiter-
betrieben. Ursprünglich war vor-

gesehen, den Winterbetrieb be-
reits in diesem Jahr einzustellen.
Und auch die Zukunft derWispi-
le wird noch einmal überdacht.
Konkretes könne er aber nicht
sagen.Raaflaub: «Wir sind inVer-
handlungen.» Und schliesslich
habe sich eine «neue Lösungs-
option für die Erschliessung des
Eggli eröffnet». Auch hier wird
aber nichts genaueres bekannt
gegeben.

Gespräche mit Privaten
In finanzieller Hinsicht verfolge
der Verwaltungsrat nach wie vor
eine stille Sanierung. «Die Ver-

50Millionen für BergbahnundBeschneiung
handlungen mit den wichtigsten
Gläubigern und den grossen Ak-
tionären, welche einen grossen
Teil der Sanierungsleistung bei-
tragen werden, sind weit fortge-
schritten», schreibtRaaflaub.Am
18.Februar sei allen beteiligten
Gemeinden eine umfassende Sa-
nierungslösung vorgestellt wor-
den. Diese beinhalte Beiträge an
die Sanierung wie Schulden-
schnitt, Schuldübernahmen und
Kapitalherabsetzung, eine Wie-
deraufstockung des Aktienkapi-
tals und künftige Beiträge für
«Investitionen und an den Be-
trieb». Wie hoch die finanziellen

Läuft die Zeit für dieWispile-Bahn bald ab? Der Verwaltungsrat der Gstaader Bergbahnenwill sichmomentan nicht genauer dazu äussern. Manuel Lopez

Beteiligungen der einzelnen Ge-
meinden ausfallen werden, das
sei noch in Verhandlungen.
Momentan sei die Liquidität

der BDG «zufriedenstellend».
Dies nicht zuletzt dank der vom
Saaner Stimmvolk im Dezember
genehmigten Übergangslösung.
DiesebeinhalteteBetriebsbeiträ-
ge von knapp 8 Millionen Fran-
ken. Davon habe die BDG wegen
«des schwierigenSaisonstarts für
die Rückzahlung teurer Konto-
korrentkredite» rund die Hälfte
benötigt.

Bereinigung im April
Weil im Rahmen der Restruktu-
rierung des Bahnunternehmens
auch eine Entpolitisierung ange-
strebt wird, seien bereits Gesprä-
che mit privaten Investoren ge-
führt worden. Bei diesen handle
es sich um«Persönlichkeiten, die
derRegionsehrverbundensind».
Die Gespräche seien positiv ver-
laufen und würden zuversicht-
lich stimmen.
Betreffend die Entschädigun-

gen für Landeigentümer seien
über 50Verhandlungsrunden ge-
führt worden. Der Verwaltungs-
rat gehe davon aus, «dass das ge-
steckte Ziel von mindestens 70
Prozent Zustimmung zu einem
einmaligen Forderungsverzicht
von 40 Prozent und zu einer zeit-
lich befristeten Reduktion der
Entschädigungen erreicht wird».
Im April will die BDG nun mit

den Anspruchsgruppen im Saa-
nenland ihre Vorschläge disku-
tieren und mit den Gemeinden
die Sanierungslösung finalisie-
ren. Sofern man hier auf Zustim-
mung der grossen Aktionäre und
der wichtigsten Partner der BDG
stosse, seien die Beschlüsse in
den Gemeindeversammlungen
imMai und Juni möglich.

Marius Aschwanden

GRINDELWALD Gestern
Morgen ist nun die seit dem
Wochenende als vermisst
gemeldet 76-jährige Frau tot
geborgenworden.

Am Donnerstagmorgen ist im
Rahmen einer Suchaktion in ei-
nem Waldstück beim Schwendi-
bach in Grindelwald eine leblose
Frau aufgefunden worden. Die
Einsatzkräfte der SAC-Rettungs-
station Grindelwald sowie ein
Gebirgsspezialist der Kantons-
polizei konnten die Frau aus dem
unwegsamen Gelände bergen.

«Bei der Verstorbenen handelt es
sich um die 76-jährige Frau aus
Deutschland, die seit dem Wo-
chenende als vermisst gemeldet
war», teilte die Polizei gestern
Abend mit. Trotz umfangreichen
Suchmassnahmen, so auch mit
Personenspürhunden, hatte die
Frau zuvor nicht gefunden wer-
den können. Nun hält die Polizei
fest: «Nach bisherigen Erkennt-
nissen wird davon ausgegangen,
dass die Frau alleine unterwegs
war, aus ungeklärten Gründen
über eine Felswand stürzte und
sich dabei tödlich verletzte.» pkb

Vermisste Frau aus
Deutschland tot geborgen
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